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REGIERUNG  DER  DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT  

RAAD VAN STATE 
WETGEVING 

Vorentwurf eines Erlasses  der  Regierung zur Abänderung  des  Königlichen Erlasses 
vom  9.  Juni  1999  zur Ausführung  des  Gesetzes vom  30.  April  1999  über  die  Beschäfti-

gung ausländischer Arbeitnehmer  

DIE  REGIERUNG  DER  DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT, 

Aufgrund  des  Sondergesetzes vom  8.  August  1980  zur Reform  der  Institutionen, Arti-
kel  6 §1  IX Nummer  3  abgeändert durch  die  Sondergesetze vom  16.  Juli  1993  und vom  6.  
Januar  2014,  und Nummer  4,  abgeändert durch das Sondergesetz vom  6.  Januar  2014;  

Aufgrund  des  Zusammenarbeitsabkommens vom  2.  Februar  2018  zwischen dem Föde-
ralstaat,  der  Wallonischen Region,  der  Flämischen Region,  der  Region Brüssel-Hauptstadt 
und  der  Deutschsprachigen Gemeinschaft  in  Bezug auf  die  Koordinierung  der  Politik  in  
Sachen Arbeitserlaubnis mjt  der  Politik  in  Sachen Aufenthaltsgenehmigung und  in  Sachen 
Normen für  die  Beschäftigung und  den  Aufenthalt ausländischer Arbeitnehmer, Artikel  18 
§2,  Artikel  24 §1  und Artikel  44  Absatz  3;  

Aufgrund  des  Gesetzes vom  30.  April  1999  über  die  Beschäftigung ausländischer Ar-
beitnehmer, Artikel  8 §§1  und  2,  zuletzt abgeändert durch das Dekret vom  25.  April  2016,  
und Artikel  10  Absatz  4,  abgeändert durch das Dekret vom  25.  April  2016;  

Aufgrund  des  Königlichen Erlasses vom  9.  Juni  1999  zur Ausführung  des  Gesetzes vom  
30.  April  1999  über  die  Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer; 

Aufgrund  des  Königlichen Erlasses vom  3.  August  2012  über  die  Modalitäten zum Ein-
reichen  von  Anträgen und  von  Ausstellungen  von  provisorischen Arbeitserlaubnissen im 
Rahmen eines Antrags eines ausländischen Arbeitnehmers auf Erhalt einer „Europäischen 
blauen Karte"; 

Aufgrund  des  Gutachtens  des  Finanzinspektors vom ...; 

Aufgrund  des  Einverständnisses  des  Ministerpräsidenten, zuständig für  den  Haushalt, 
vom ...; 

Aufgrund  des  Gutachtens Nr. [Nummer]  des  Staatsrates, das  am  [Datum]  in  Anwen-
dung  von  Artikel  84 §1  Absatz  1  Nummer  2 der  koordinierten Gesetze über  den  Staatsrat 
vom  12.  Januar  1973  abgegeben wurde; 

Auf Vorschlag  des  für Beschäftigung zuständigen Ministers; 

Nach Beratung, 

Beschließt: 

Artikel  1  - Artikel  1 des  Königlichen Erlasses vom  9.  Juni  1999  zur Ausführung  des  Ge-
setzes vom  30.  April  1999  über  die  Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer, zuletzt 
abgeändert durch  den  Königlichen Erlass vom  17.  Juli  2012,  wird wie folgt abgeändert:  

1. die  Nummer  4  wird wie folgt ersetzt: 
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„4.  Gemeinschaftsminister:  der  für Beschäftigung zuständige Minister  der  Regierung  
der  Deutschsprachigen Gemeinschaft";  

2. in  Nummer  18  werden  die  Wortfolgen „  ä  l'article  ier, 3°"  und  „bij artikel 1, 3°  "je-
weils ersetzt durch  die  Wortfolge  „in  Artikel  1  Nr.  15"; 

3. in  Nummer  19  wird zwischen  die  Wortfolge  „l'administration"  und  „en charge de"  
beziehungsweise  „het bestuur"  und  „dat belast is" die  Wortfolge  „der  Föderalbehörde" ein-
gefügt;  

4. folgende Nummern  20-22  werden eingefügt:  
„20.  Fachbereich:  der  für Beschäftigung zuständige Fachbereich  des  Ministeriums  der  

Deutschsprachigen Gemeinschaft;  
21. kombinierte Erlaubnis: Aufenthaltstitel,  der  einen Vermerk über  den  Zugang zum 

Arbeitsmarkt enthält und  der es  dem Drittstaatsangehörigen ermöglicht, sich auf gesetzli-
che Weise auf dem belgischen Staatsgebiet aufzuhalten, um  dort  zu arbeiten;  

22. Zusammenarbeitsabkommen: das Zusammenarbeitsabkommen vom  2.  Februar  
2018  zwischen dem Föderalstaat,  der  Wallonischen Region,  der  Flämischen Region,  der  
Region Brüssel-Hauptstadt und  der  Deutschsprachigen Gemeinschaft  in  Bezug auf  die  
Koordinierung  der  Politik  in  Sachen Arbeitserlaubnis mit  der  Politik  in  Sachen Aufenthalts-
genehmigung und  in  Sachen Normen für  die  Beschäftigung und  den  Aufenthalt ausländi-
scher Arbeitnehmer."  

Art. 2  - Artikel  2  desselben Königlichen Erlasses, zuletzt abgeändert durch  den  Erlass  
der  Wallonischen Regierung vom  2.  Juli  2015,  wird wie folgt abgeändert:  

1. Absatz  1  Nummer  34  wird aufgehoben;  
2. in  Absatz  3  werden  die  Wortfolgen  „Le  Ministre"  und  „De  Minister" jeweils durch  die  

Wortfolge  „Der  Gemeinschaftsminister" ersetzt;  
3. in  Absatz  7  werden  die  Wortfolgen  „le  Ministre"  und  „de  Minister" jeweils durch  die  

Wortfolge  „der  Gemeinschaftsminister" ersetzt.  

Art. 3  -  In  Artikel  5  desselben Königlichen Erlasses, abgeändert durch  die  Königlichen 
Erlasse vom  23.  Dezember  2008  und vom  17.  Juli  2012,  werden  die  Wortfolgen  „bij artikel 
2, eerste lid, 34°, en"  und  „ä  l'article  2,  alinéa  1er,  34°, et"  aufgehoben.  

Art. 4  - Artikel  9  desselben Königlichen Erlasses, zuletzt abgeändert durch  den  Erlass  
der  Wallonischen Regierung vom  2.  Juli  2015,  wird wie folgt abgeändert:  

1. Absatz  1.  Nummer  4  wird wie folgt wieder eingeführt:  
„4.  das  in  Abschnitt  Ibis  erwähnte hochgeschulte Personal:"  
2. Absatz  5  wird aufgehoben.  

Art. 5  -  In  Artikel  14  desselben Königlichen Erlasses wird folgender Absatz  5  eingefügt: 
„Für  die  Anwendung  von  Kapitel IV  des  Zusammenarbeitsabkommen wird das  in  Artikel  

61/25-2 §1  Absatz  2  Nummer  6 des  Gesetzes vom  15.  Dezember  1980  erwähnte ärztliche 
Attest dem ärztlichen Attest im Sinne  des  vorliegenden Artikels gleichgesetzt."  

Art. 6  - Artikel  15  Nummer  2  desselben Königlichen Erlasses wird wie folgt ersetzt:  
„2. der in  Artikel  9  Absatz  1  Nummern  4, 9, 10  und  20  erwähnten Personen."  

Art. 7  -  In  Kapitel IV desselben Königlichen Erlasses wird  die  Überschrift  des  Abschnitts  
Ibis,  eingefügt durch  den  Königlichen Erlass vom  17.  Oktober  2012,  wie folgt ersetzt: 

„ Abschnitt  Ibis  -  Die  Arbeitserlaubnis im Rahmen  der  europäischen blauen Karte"  

Art. 8  - Artikel  15/1  desselben Königlichen Erlasses, eingefügt durch  den  Königlichen 
Erlass vom  17.  Juli  2012  und abgeändert durch  den  Königlichen Erlass vom  26.  Dezember  
2013  und  den  Erlass  der  Wallonischen Regierung vom  6.  November  2014,  wird wie folgt 
ersetzt: 



- 3 - 

„Art. 15/1  -  §1  - Dieser Abschnitt dient  der  teilweisen Umsetzung  der  Richtlinie 
2009/50/EG  des  Rates vom  25.  Mai  2009  über  die  Bedingungen für  die  Einreise und  den  
Aufenthalt  von  Drittstaatsangehörigen zur Ausübung einer hochqualifizierten Beschäfti-
gung.  

§2  -  Die  Arbeitserlaubnis im Rahmen  der  europäischen blauen Karte wird unter folgen-
den Bedingungen erteilt:  

1. der  Arbeitgeber hat mit dem ausländischen Arbeitnehmer einen Arbeitsvertrag für 
eine unbestimmte Dauer oder für mindestens ein Jahr geschlossen;  

2. der  ausländische Arbeitnehmer erhält einen Jahresbruttolohn  von  mindestens  49.995  
Euro, welcher gemäß dem Artikel  37/1  berechnet und indexiert wird;  

3. der  Arbeitnehmer verfügt über eine höhere berufliche Qualifikation und ist im Besitz 
eines Diploms, das ihm durch eine Bildungseinrichtung ausgehändigt wurde,  die  im Staat 
ihrer Niederlassung als höhere Bildungseinrichtung anerkannt ist. Als Diplom gilt jedes  von  
einer zuständigen Stelle ausgestellte Diplom, Prüfungszeugnis oder sonstiger  von  ihr aus-
gestellter Befähigungsnachweis, welche nach erfolgreichem Abschluss eines Hochschul-
studiums,  d. h.  einer Reihe  von  Lehrveranstaltungen  in  einer staatlichen oder staatlich an-
erkannten Hochschule  in  dem betreffenden Staat erworben wurden, sofern  die  zu seinem 
Erwerb erforderlichen Studien mindestens drei Jahre gedauert haben.  

§3  -  In  Abweichung  von §2  kann  die  zuständige Behörde  in  folgenden Fällen einen An-
trag ablehnen:  

1. um eine Anwerbung unter ethischen Gesichtspunkten  in  Branchen sicherzustellen,  in  
denen im Herkunftsland ein Mangel an qualifizierten Arbeitnehmern besteht;  

2. wenn  der  Arbeitgeber,  sein  Angestellter oder  sein  Bevollmächtigter  in der  Vergan-
genheit bestraft wurde, weil er gegen  die  Bestimmungen zur Einführung einer unmittelba-
re Beschäftigungsmeldung verstoßen hat oder weil er Arbeitnehmer beschäftigt hat,  die  
über keine Aufenthaltserlaubnis oder Arbeitsgenehmigung verfügten."  

Art. 9  -  In  Artikel  15/2  desselben Königlichen Erlasses, eingefügt durch  den  Königlichen 
Erlass vom  17.  Juli  2012,  wird wie folgt ersetzt:  

„Art. 15/2  -  Die  Regierung kann  die  Fälle festlegen,  in  denen  die  Untersuchung  der  Ar-
beitsmarktsituation nötig ist."  

Art. 10  - Artikel  15/3  desselben Königlichen Erlasses, eingefügt durch  den  Königlichen 
Erlass vom  17.  Juli  2012,  wird aufgehoben.  

Art. 11  - Artikel  15/4  desselben Königlichen Erlasses, eingefügt durch  den  Königlichen 
Erlass vom  17.  Juli  2012,  wird wie folgt abgeändert:  

1. im einleitenden Satz werden  die  Wortfolgen  „par  une autorisation provisoire d'occu-
pation ou"  und  „door een voorlopige arbeidsvergunning of"  aufgehoben;  

2. Nummer  2  wird wie folgt ersetzt:  
„2.  jeder Wechsel  des  Arbeitgebers sowie alle erheblichen Änderungen  der  Arbeitsbe-

dingungen im Sinne  von  Artikel  15/1 §2,  welche Auswirkungen auf  die  Gültigkeit  der  eu-
ropäischen blauen Karte haben könnten, erfordern einen neuen Antrag auf Arbeitserlaub-
nis gemäß dem Verfahren auf Erhalt einer europäischen blauen Karte;"  

3. in  Nummer  3  werden  die  Wortfolgen  „est subordonné  ä  l'octroi  par  l'autorité 
compétente d'une  nouvelle  autorisation provisoire d'occupation  ä  l'employeur"  und  „toe-
kenning door de bevoegde overheid van een nieuwe voorlopige arbeidsvergunning aan de 
werkgever"  jeweils ersetzt durch  die  Wortfolge „erfordert einen neuen Antrag auf Ar-
beitserlaubnis gemäß dem Verfahren auf Erhalt einer europäischen blauen Karte". 
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Art. 12  - Kapitel IV Abschnitt  3  desselben Königlichen Erlasses, zuletzt abgeändert 
durch  den  Königlichen Erlass vom  29.  Oktober  2015, der die  Artikel  17  und  18  umfasst, 
wird durch folgenden Abschnitt  3, der die  Artikel  17 bis 18.31  umfasst, ersetzt: 

„Abschnitt  3  - Verfahren zur Erlangung einer Arbeitserlaubnis,  die  Teil ist eines Verfah-
rens zur Erlangung einer kombinierten Erlaubnis, einer Europäischen blauen Karte oder 
eines anderen Aufenthaltstitels zu Arbeitszwecken, welche  es  dem Drittstaatsangehöri-
gen ermöglicht, für einen Zeitraum  von  mehr als neunzig Tagen zu arbeiten  

Art. 17  - Dieser Abschnitt dient  der  teilweisen Umsetzung  der  Richtlinie 2011/98/EU  
des  Europäischen Parlaments und  des  Rates vom  13.  Dezember  2011  über ein einheitli-
ches Verfahren zur Beantragung einer kombinierten Erlaubnis für Drittstaatsangehörige, 
sich im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu arbeiten, sowie über ein 
gemeinsames Bündel  von  Rechten für Drittstaatsarbeitnehmer,  die  sich rechtmäßig  in  ei-
nem Mitgliedstaat aufhalten.  

Art. 17.1  -  Die  Bestimmungen  des  Kapitels IV  des  Zusammenarbeitsabkommens sind 
anwendbar unbeschadet  der  Bestimmungen:  

1. der  Kapitel  II  und  III,  des  Kapitels IV Abschnitte  1, Ibis  und  2, des  Kapitels  V, des  Kapi-
tels  VII  Abschnitte  1  und  3,  mit Ausnahme  von  Artikel  31  Absatz  2,  und  der  Kapitel  VIII  bis  
XI;  

2. des  Königlichen Erlasses vom  7.  Oktober  2009  enthaltend besondere Bestimmungen 
zur Beschäftigung  von  bestimmten Kategorien ausländischer Arbeitnehmer.  

Die  Bestimmungen  von  Kapitel IV  des  Zusammenarbeitsabkommens sind nicht an-
wendbar auf  die in  Artikel  2  Absatz  1  Nummer  14  erwähnten Anträge.  

Art. 18  - Um einen Drittstaatsangehörigen als Arbeitnehmer einzustellen, reicht  der  
Arbeitgeber einen Antrag auf Arbeitserlaubnis beim Fachbereich gemäß  den  Bestimmun-
gen  des  Zusammenarbeitsabkommens sowie  den  Bestimmungen  des  vorliegenden Ab-
schnitts ein. Dabei handelt  der  Arbeitgeber als Stellvertreter  des  Arbeitnehmers.  Die  Un-
terschrift  des  Arbeitsvertrags durch  den  Arbeitnehmer gilt als Einverständnis  des  Arbeit-
nehmers zur Vertretung durch  den  Arbeitgeber.  

Der  Antrag wird eingereicht mittels eines Formulars, das  der  Fachbereich zur Verfü-
gung stellt. Dieses Antragsformular vermerkt:  

1. die  persönlichen Informationen,  die  elektronische Adresse oder  die Faxnummer des  
Arbeitgebers oder seines Bevollmächtigten und, falls  der  Arbeitnehmer zum Zeitpunkt, an 
dem  der  Antrag eingereicht wird, im Ausland wohnhaft ist,  die  für seinen im Ausland gele-
genen Wohnort zuständige konsularische oder diplomatische Vertretung;  

2. die  persönlichen Informationen  des  Arbeitnehmers;  
3. die  Informationen und  die  Details  der  Beschäftigung  des  Arbeitnehmers auf dem 

deutschen Sprachgebiet.  

Der  Antrag wird durch  den  Arbeitgeber ausgefüllt, datiert und unterschrieben.  

Art. 18.1  -  Der  über  den  Arbeitgeber eingereichte Antrag kann nur durch eine natürli-
che und für diesen Vorgang handlungsfähige Person gestellt werden, insbesondere durch  
den  Arbeitgeber selbst oder durch  die  rechtmäßig  in  Belgien wohnhafte natürliche Person,  
die  im Namen und für Rechnung  des  Arbeitgebers handelt. 

Sofern  der  Arbeitgeber im Ausland ansässig ist, ist nur diese natürliche Person berech-
tigt, zu handeln. 
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Art. 18.2  -  Der  Arbeitgeber oder gegebenenfalls  der  Arbeitnehmer fügt dem  in  Artikel  
18  Absatz  2  erwähnten Formular  die in  Artikel  61/25-2 §1  Absatz  2 des  Gesetzes vom  15.  
Dezember  1980  aufgeführten Dokumente bei.  

Art. 18.3  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in  Artikel  18.2  er-
wähnten Dokumenten fügt  der  Arbeitgeber folgende Dokumente bei:  

1. eine Kopie seines Personalausweises oder seines Bevollmächtigten;  
2. , eine Kopie  von  jeder Seite  des  gültigen Reisepasses  des  Arbeitnehmers, oder, falls 

sich  der  Betreffende  in  Belgien aufhält, eine Kopie  des  Dokuments, das seinen Aufenthalt 
deckt;  

3. im Falle einer Entsendung eine Kopie  des  durch  die  ausländische Behörde ausgestell-
ten Dokuments, aus dem hervorgeht, dass  die  Gesetzgebung  der  sozialen Sicherheit dieses 
Landes während  der  Dauer  der  Beschäftigung auf dem belgischen Hoheitsgebiet anwend-
bar bleibt oder falls kein  internationales  Abkommen darüber besteht, eine durch das Lan-
desamt für soziale Sicherheit ausgestellte Bestätigung, dass  die  Bedingungen, um dem 
belgischen Arbeitnehmersystem unterworfen zu  sein,  nicht erfüllt sind. 

Im Falle einer Erneuerung müssen folgende Dokumente beigefügt werden:  
1. eine Kopie  der  Lohnzettel oder  der  Lohnabrechnungen für  den  gesamten Zeitraum  

der  ablaufenden Arbeitserlaubnis oder eine Kopie  des  individuellen Lohnkontos nach ei-
nem vollständigen Kalenderjahr geleisteter Arbeit durch  den  Betreffenden;  

2. wenn  der  Antrag eine Entsendung im Rahmen  des  Anwendungsgebiets  von  Titel IV 
Kapitel  8 des  Programmgesetzes  (I)  vom  27.  Dezember  2006  betrifft,  den  Eintragungsbe-
weis beim Limosa-Kataster.  

Art. 18.4  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in  Artikel  18.2  und  
18.3  erwähnten Dokumenten fügt  der  Arbeitgeber folgende Dokumente bei, sollte  es  sich 
um  in  Artikel  9  Absatz  1  Nummer  5  erwähnte Praktikanten handeln:  

1. Kopie  des in  Artikel  22  Nummer  3  erwähnten ausgefüllten, datierten und durch beide 
Parteien unterschriebenen Praktikumsvertrag;  

2. wenn das Praktikum mithilfe eines Stipendiums finanziert wird,  den  Erteilungsbeleg 
dieses Stipendiums an  den  Betroffenen;  

3. das  in  Artikel  22  Nummer  4  erwähnte Ausbildungsprogramm;  
4. eine Kopie  des  Diploms oder  des  Studienzeugnisses, auf das das Praktikum aufbaut, 

gegebenenfalls samt einer deutschen Übersetzung;  
5. die  durch  den  Praktikanten unterschriebene Erklärung, durch  die  er sich dazu ver-

pflichtet, während  des  Praktikumszeitraums keine andere Arbeitsstelle  in  Belgien anzu-
nehmen als jene, für  die die  Genehmigung erteilt wurde.  

Art. 18.5  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in  Artikel  18.2  und  
18.3  erwähnten Dokumenten fügt  der  Arbeitgeber folgende Dokumente bei, sollte  es  sich 
um  in  Artikel  9  Absatz  1  Nummern  6  und  7  erwähntes hochqualifiziertes Personal oder 
um Personen handeln,  die  einen Führungsposten bekleiden:  

1. eine Kopie  des  datierten und durch beide Parteien unterschriebenen Arbeitsvertrags,  
in  Übereinstimmung mit  den  Bestimmungen  in  Titel  I  und  III  des  Gesetzes vom  3.  Juli  1978  
über Arbeitsverträge, oder, im Falle einer Entsendung, eine Kopie  des  Arbeitsvertrags zwi-
schen dem Arbeitnehmer und dem im Ausland ansässigen Arbeitgeber, gegebenenfalls 
samt einer Übersetzung;  

2. im Falle einer Entsendung eine durch  den  Arbeitgeber unterschriebene Bescheini-
gung, worin er  die  Dauer  der  Entsendung näher bestimmt, sowie  die  Arbeits- und Lohnbe-
dingungen für  die  Dauer  der  Entsendung;  

3. für hochqualifiziertes Personal eine Kopie  des  durch  den  Betroffenen erlangten Dip-
loms  des  Hochschulwesens oder jedes andere Dokument, das  die  Qualifikation  des  Arbeit-
nehmers attestiert, gegebenenfalls samt einer deutschen Übersetzung. 



- 6 - 

Art. 18.6  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in  Artikel  18.2  und  
18.3  erwähnten Dokumenten, fügt  der  Arbeitgeber folgende Dokumente bei, sollte  es  sich 
um  in  Artikel  9  Absatz  1  Nummer  8  erwähnte Forscher oder Gastprofessoren handeln:  

1. für Forscher das vollzeitige Forschungsprogramm mit Vermerk  des  Anfangs- und  des  
Enddatums sowie mit Vermerk  des  Lohns oder  des  Zuschusses,  der  mindestens  der  Ge-
bührenordnung für Assistenten an Universitäten, an Lehranstalten für Hochschulunter-
richt oder an anerkannten wissenschaftlichen Anstalten entspricht;  

2. für einen bezuschussten Forscher  den  Beleg über  die  Erteilung  des  Zuschusses;  
3. den  Beleg über  die  Auswahl und  die  Einladung  der  Universität,  der  Lehranstalt für 

Hochschulunterricht oder  der  anerkannten wissenschaftlichen Anstalt;  
4. eine Kopie  des  Universitätsdiploms  des  Betroffenen, aus dem hervorgeht, dass er 

Halter eines aufgrund einer Doktorarbeit erlangten Doktortitels ist oder eines akademi-
schen Titels,  der  als gleichwertig befunden wurde, gegebenenfalls samt einer Überset-
zung;  

5. für einen Gastprofessor sofern er nicht belegen kann, dass  die  entsendende Einrich-
tung ihn für  die  Dauer seines Aufenthalts weiter bezahlt,  den  Beleg, dass ihm ein Lohn 
gewährt wird,  der der  für das Lehrpersonal an  der  Universität oder  der  Lehranstalt für 
Hochschulunterricht geltenden Gebührenordnung entspricht.  

Art. 18.7  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in  Artikel  18.2  und  
18.3  erwähnten Dokumenten fügt  der  Arbeitgeber folgende Dokumente bei, sollte  es  sich 
um  in  Artikel  9  Absatz  1  Nummer  9  erwähnte Fachtechniker handeln:  

1. eine Kopie  des  Liefervertrages, aus dem hervorgeht, dass  die  Anlage,  die der  Fach-
techniker  in  Belgien montiert,  in  Betrieb setzt oder repariert, durch seinen im Ausland an-
sässigen Arbeitgeber hergestellt oder geliefert wurde;  

2. eine Kopie  des  Arbeitsvertrags zwischen dem Techniker und dem im Ausland ansäs-
sigen Arbeitgeber, an  die  eine Kopie  des  durch  den  Arbeitgeber unterschriebenen Dienst-
auftrags oder Auftragsbriefs beigefügt wird, mit Bestimmung  der  Entsendungsdauer so-
wie  den  Arbeits- und Lohnbedingungen für  die  Entsendungsdauer, gegebenenfalls samt 
einer Übersetzung.  

Art. 18.8  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in  Artikel  18.2  und  
18.3  erwähnten Dokumenten fügt  der  Arbeitgeber folgende Dokumente bei, sollte  es  sich 
um  in  Artikel  9  Absatz  1  Nummer  10  erwähnte Arbeitnehmer handeln,  die  entsendet wur-
den, um einer Ausbildung  von  höchstens sechs Monaten zu folgen,  die  an einen Kaufver-
trag geknüpft ist,  der  mit einem belgischen Unternehmen abgeschlossen wurde:  

1. eine Kopie  des  Arbeitsvertrags zwischen dem Arbeitnehmer und dem im Ausland an-
sässigen Arbeitgeber, gegebenenfalls samt einer Übersetzung;  

2. eine Kopie  des  Ausbildungsvertrags,  die  dem Kaufvertrag beigefügt wurde, mit An-
gabe  der  Ausbildungsdauer sowie  die  Arbeits- und Lohnbedingungen während  des  Ausbil-
dungszeitraums;  

3. eine Kopie  des  Kaufvertrags zwischen dem belgischen Unternehmen und dem im 
Ausland ansässigen Arbeitgeber.  

Art. 18.9  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in  Artikel  18.2  und  
18.3  erwähnten Dokumenten, fügt  der  Arbeitgeber folgende Dokumente bei, sollte  es  sich 
um  in  Artikel  9  Absatz  1  Nummer  11  erwähnte Berufssportler und Trainer handeln:  

1. eine Kopie  des  datierten und durch beide Parteien unterzeichneten Arbeitsvertrags 
für entlohnte Sportler  in  Übereinstimmung mit  den  Artikeln  2 bis 9 des  Gesetzes vom  24.  
Februar  1978  über  den  Arbeitsvertrag für entlohnte Sportler;  

2. die  ehrenwörtliche Erklärung, durch  die  sich  der  Arbeitgeber dazu verpflichtet,  den in  
Artikel  9  Absatz  1  Nummer  11  erwähnten Betrag  der  Entlohnung einzuhalten. 
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Art. 18.10  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in  Artikel  18.2  
und  18.3  erwähnten Dokumenten fügt  der  Arbeitgeber folgende Dokumente bei, sollte  es  
sich um  in  Artikel  9  Absatz  1  Nummern  12  und  13  erwähnte Personen handeln,  die  eine 
verantwortungsvolle Funktion  in  einer ausländischen Luftfahrtgesellschaft mit Betriebs-
sitz  in  Belgien oder  in  einem Verkehrsamt ihres Landes ausüben:  

1. eine Kopie  des  datierten und durch beide Parteien unterschriebenen Arbeitsvertrags,  
in  Übereinstimmung mit  den  Bestimmungen  in  Titel  I  und  III  des  Gesetzes vom  3.  Juli  1978  
über Arbeitsverträge, oder, im Falle einer Entsendung, eine Kopie  des  Arbeitsvertrags zwi-
schen dem Arbeitnehmer und dem im Ausland ansässigen Arbeitgeber, gegebenenfalls 
samt einer Übersetzung;  

2. im Falle einer Entsendung eine durch  den  Arbeitgeber unterschriebene Bescheini-
gung, worin er  die  Dauer  der  Entsendung näher bestimmt, sowie  die  Arbeits- und Lohnbe-
dingungen für  die  Dauer  der  Entsendung.  

Art. 18.11  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in  Artikel  18.2  
und  18.3  erwähnten Dokumenten, fügt  der  Arbeitgeber folgende Dokumente bei, sollte  es  
sich um  in  Artikel  9  Absatz  1  Nummer  15  erwähnte Unterhaltungskünstler handeln:  

1. eine Kopie  des  ausgefüllten, datierten und durch beide Parteien unterschriebenen 
Arbeitsvertrags für Unterhaltungskünstler, und alle Vermerke und Bestimmungen enthält,  
die in  Anlage  II  des  vorliegenden Erlasses vorgesehen werden;  

2. einen Brief mit  den  Ausführungen  des  Arbeitgebers über  die Art der  künstlerischen 
Handlungen im Rahmen  der  Arbeitserlaubnis.  

Art. 18.12  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in  Artikel  18.2  
und  18.3  erwähnten Dokumenten fügt  der  Arbeitgeber folgende Dokumente bei, sollte  es  
sich um  in  Artikel  9  Absatz  1  Nummern  18  und  19  erwähnte Arbeitnehmer handeln,  die  
entsendet wurden, um einer Ausbildung an einem belgischen Sitz  der  multinationalen 
Gruppe zu folgen,  der  ihr Unternehmen angehört:  

1. eine Kopie  des  Arbeitsvertrags zwischen dem Arbeitnehmer und dem im Ausland 
ansässigen Arbeitgeber, gegebenenfalls samt einer Übersetzung;  

2. den  Beleg, dass  der  belgische Sitz, an dem  die  Ausbildung stattfindet, Teil  der  multi-
nationalen Gruppe ist, zu  der  das Unternehmen  des  Arbeitnehmers gehört;  

3. eine Kopie  des  Ausbildungsvertrags mit dem Vermerk  der  Ausbildungsdauer, sowie  
der  Arbeits- und Lohnbedingungen während  der  Ausbildung  in  Belgien.  

Art. 18.13  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in  Artikel  18.2  
und  18.3  erwähnten Dokumenten fügt  der  Arbeitgeber folgende Dokumente bei, sollte  es  
sich um  in  Artikel  9  Absatz  1  Nummer  20  erwähnte Arbeitnehmer handeln,  die  das Statut 
eines langfristig Aufenthaltsberechtigten  in  einem anderen Mitgliedstaat  der  Europäi-
schen Union haben und für  die die  Arbeitsgenehmigung einen Beruf betrifft, für  den die  
zuständige Behörde einen Mangel an Arbeitskräften anerkannt hat:  

1. eine Kopie  der  Aufenthaltskarte als langfristig Aufenthaltsberechtigter, welche  der  
Betroffene  in  einem anderen Mitgliedstaat  der  Europäischen Union erhalten hat, worauf  
der  entsprechende Vermerk „Langfristig Aufenthaltsberechtigter-EG" im Sinne  der  Richt-
linie 2003/109/EG  des  Rates vom  25.  November  2003  betreffend  die  Rechtsstellung  der  
langfristig aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen ausdrücklich aufgenommen 
wurde;  

2. eine Kopie  des  datierten und durch beide Parteien unterschriebenen Arbeitsvertrags,  
in  Übereinstimmung mit  den  Bestimmungen  in  Titel  I bis  III  des  Gesetzes vom  3.  Juli  1978  
über Arbeitsverträge.  

Art. 18.14  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in  Artikel  18.2  
und  18.3  erwähnten Dokumenten fügt  der  Arbeitgeber folgende Dokumente bei, sollte  es  
sich um  in  Artikel  9  Absatz  1  Nummer  4  erwähnte Arbeitnehmer handeln: 
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1. eine Kopie  des  datierten und durch beide Parteien unterschriebenen Arbeitsvertrags,  
in  Übereinstimmung mit  den  Bestimmungen  in  Titel  I  und  III  des  Gesetzes vom  3.  Juli  1978  
über Arbeitsverträge;  

2. eine Abschrift  des  Diploms, welches bescheinigt, dass  der  Arbeitnehmer mindestens 
einen dreijährigen postsekundären Ausbildungszyklus bestanden hat an einer Lehranstalt 
für Hochschulunterricht, welche im Ausstellungsland als solche anerkannt wurde. Das Dip-
lom wird durch einen vereidigten Übersetzer  in  Deutsch übersetzt und  die  Abschrift wird 
durch  die  zuständige diplomatische oder konsularische Vertretung legalisiert.  

Art. 18.15  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in  Artikel  18.2  
und  18.3  erwähnten Dokumenten fügt  der  Arbeitgeber  den  Beleg bei, dass  es  sich um ei-
nen anerkannten Kult handelt und dass  der  Betroffene ein Diener dieses Kultes ist, sollte  
es  sich um  in  Artikel  2  Absatz  1  Nummer  6  erwähnte Arbeitnehmer handeln.  Der  Beleg 
wird erbracht durch eine Kopie  der  Anstellungsurkunde  des  FÖD Justiz oder durch eine 
Kopie  des  Einstellungsbeweises durch  den  belgischen Verantwortlichen  des  anerkannten 
Kultes.  Die  Dauer  des  Auftrags und  die  Existenzmittel werden vermerkt.  

Art. 18.16  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in  Artikel  18.2  
und  18.3  erwähnten Dokumenten fügt  der  Arbeitgeber folgende Dokumente bei, sollte  es  
sich um  in  Artikel  2  Absatz  1  Nummer  7  erwähntes Personal handeln, das  die  Gräber  von  
ausländischen Militärpersonen unterhält:  

1. jedes Dokument, das belegt, dass  der  Arbeitnehmer durch eine amtliche Behörde be-
schäftigt wird,  die  mit dem Unterhalt  von  ausländischen Bestattungsplätzen betraut ist, 
um  den  Unterhalt  von  Grabstätten ausländischer Militärpersonen zu gewährleisten;  

2. eine Kopie  des  datierten und durch beide Parteien unterschriebenen Arbeitsvertrags,  
in  Übereinstimmung mit  den  Bestimmungen  in  Titel  I bis  III  des  Gesetzes vom  3.  Juli  1978  
über Arbeitsverträge.  

Art. 18.17  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in  Artikel  18.2  
und  18.3  erwähnten Dokumenten fügt  der  Arbeitgeber folgende Dokumente bei, sollte  es  
sich um  in  Artikel  2  Absatz  1  Nummer  8  erwähnte Seeleute handeln:  

1. den  Eintragungsbeleg  in die  Poolliste;  
2. eine Kopie  des  datierten und durch  den  Seemann und  den  Arbeitgeber,  den  Reeder, 

seinen Bevollmächtigten oder  den  Kapitän unterzeichneten Heuervertrags an  Bord  eines 
Seeschiffs,  in  Übereinstimmung mit  den  Artikeln  29 bis 39 des  Gesetzes vom  3.  Juni  2007  
zur Festlegung verschiedener Bestimmungen  in  Bezug auf  die  Arbeit.  

Art. 18.18  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in  Artikel  18.2  
und  18.3  erwähnten Dokumenten, fügt  der  Arbeitgeber eine Kopie  der  durch  die  zustän-
dige Behörde ausgestellten Pressekarte  des  Journalisten bei, sollte  es  sich um  in  Artikel  2  
Absatz  1  Nummer  15  erwähnte  in  Belgien verbleibende Journalisten handeln,  die  aus-
schließlich an im Ausland veröffentlichte Zeitungen oder an im Ausland ansässige Presse-
agenturen, Rundfunk- oder Fernsehstationen gebunden sind.  

Art. 18.19  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in  Artikel  18.2  
und  18.3  erwähnten Dokumenten fügt  der  Arbeitgeber folgende Dokumente bei, sollte  es  
sich um  in  Artikel  2  Absatz  1  Nummer  20  erwähnte Arbeitnehmer handeln:  

1. eine Kopie  des  datierten und durch beide Parteien unterschriebenen Arbeitsvertrags,  
in  Übereinstimmung mit  den  Bestimmungen  in  Titel  I  und  III  des  Gesetzes vom  3.  Juli  1978  
über Arbeitsverträge;  

2. eine Kopie  des  internationalen Abkommens,  in  dessen Ausführung  die  Beschäftigung 
stattfindet; 
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3. den  Beleg, dass das  internationale  Abkommen,  in  dessen Ausführung  die  Beschäfti-
gung stattfindet, durch eine regionale oder gemeinschaftliche Behörde im Rahmen ihrer 
jeweiligen Befugnisse gebilligt wurde.  

Art. 18.20  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in  Artikel  18.2  
und  18.3  erwähnten Dokumenten fügt  der  Arbeitgeber folgende Dokumente bei, sollte  es  
sich um  in  Artikel  2  Absatz  1  Nummer  21  erwähnte Praktikanten handeln:  

1. eine Kopie  des  datierten und durch beide Parteien unterschriebenen Praktikumsver-
trags, welcher  die  Praktikumsdauer und  die  Entlohnung vermerkt;  

2. sollte  es  sich um einen Praktikanten handeln,  der  im Rahmen eines Programms be-
schäftigt wurde, das durch eine  in  Belgien ansässige  internationale  öffentlich-rechtliche 
Organisation, deren Status durch einen geltenden Vertrag geregelt wird, gebilligt wurde,  
den  Beleg über  die  Billigung  des  Programms durch  die internationale  Organisation;  

3. im Falle eines gegenseitigen Austauschprogramms  den  Beleg  der  Gegenseitigkeit.  

Art. 18.21  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in  Artikel  18.2  
und  18.3  erwähnten Dokumenten, fügt  der  Arbeitgeber folgende Dokumente bei, sollte  es  
sich um  in  Artikel  2  Absatz  1  Nummer  25  erwähnte ausländische Postdoktoranden han-
deln:  

1. den  Beleg, dass  der  Postdoktorand über einen Doktorengrad oder über außerge-
wöhnliche wissenschaftliche Kenntnisse verfügt,  die  durch  die  Gastuniversität bescheinigt 
werden;  

2. den  Beleg, dass  der  Postdoktorand einen Zuschuss für wissenschaftliche Forschung 
bezieht mit dem Vermerk über  die  Höhe  des  Zuschusses;  

3. den  Beleg, dass  der  Postdoktorand eine wissenschaftliche Grundlagenforschung an  
der  Gastuniversität zu Ende führt mit dem Vermerk über  die  Dauer  der  Forschung.  

Art. 18.22  - Dem  in  Artikel  18  erwähnten Formular und  den in  Artikel  18.2  und  18.3  
erwähnten Dokumenten fügt  der  Arbeitgeber eine Kopie  der  ausgefüllten, datierten und 
durch  den  Forscher und  die  zugelassene Forschungseinrichtung unterschriebene Aufnah-
mevereinbarung bei, sollte  es  sich um  in  Artikel  2  Absatz  1  Nummer  26  erwähnte Forscher 
handeln.  

Art. 18.23  - Dem  in  Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in  Artikel  18.2  
und  18.3  erwähnten Dokumenten fügt  der  Arbeitgeber folgende Dokumente bei, sollte  es  
sich um  in  Artikel  2  Absatz  1  Nummer  33  erwähnte leitende Angestellte und Führungs-
kräfte handeln:  

1. eine Kopie  des  datierten und durch beide Parteien unterschriebenen Arbeitsvertrags,  
in  Übereinstimmung mit  den  Bestimmungen  in  Titel  I  und  III  des  Gesetzes vom  3.  Juli  1978  
über Arbeitsverträge mit dem Vermerk über  die  jährliche Entlohnung;  

2. eine Bescheinigung eines  in der  Liste  des  Instituts für Betriebsrevisoren eingetrage-
nen Betriebsrevisors, aus  der  hervorgeht, dass  der  Arbeitgeber  die  gesetzlichen Vorschrif-
ten erfüllt, um als Hauptsitz bezeichnet zu werden.  

Art. 18.24  - Handelt  es  sich nicht um Arbeitnehmer im Sinne  der  Artikel  18.4 bis 18.23  
oder im Sinne  der  Artikel  18.25  und  18.26,  so fügt  der  Arbeitgeber zusätzlich zu dem  in  
Artikel  18  Absatz  2  erwähnten Formular und  den in  Artikel  18.2  und  18.3  erwähnten Do-
kumenten eine Kopie  des  datierten und durch beide Parteien unterschriebenen Arbeits-
vertrags bei, welcher ausgefüllt wurde und alle Vermerke und Bestimmungen enthält,  die 
in  Anlage  I des  vorliegenden Erlasses vorgesehen werden.  

Art. 18.25  -  §1  - Im Falle einer Beschäftigung im Sinne  von  Artikel  16  reicht  der  Dritt-
staatsarbeitnehmer  in  Übereinstimmung mit  den  Bestimmungen  des  vorliegenden  Ab- 
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schnitts einen Antrag auf Arbeitserlaubnis für eine unbestimmte Dauer und für alle be-
zahlten Berufe beim Fachbereich ein.  

Der  Antrag wird eingereicht mittels eines Formulars, das  der  Fachbereich zur Verfü-
gung stellt. Dieses Antragsformular vermerkt:  

1. die  persönlichen Angaben  des  Arbeitnehmers;  
2. die  Angaben hinsichtlich vorhergehender Beschäftigungszeiträume  in  Belgien;  
3. ist  der  Arbeitnehmer zum Zeitpunkt  des  Einreichens  des  Antrags wohnhaft im Aus-

land, vermerkt das Formular  die  für seinen im Ausland gelegenen Wohnort zuständige 
konsularische oder diplomatische Vertretung. 

Das Formular wird ausgefüllt, datiert und unterschrieben durch  den  Drittstaatsangehö-
rigen.  

§2  -  Den in  Artikel  18.2  erwähnten Dokumenten und dem  in §1  erwähnten Formular 
fügt  der  Arbeitnehmer folgende Dokumente bei:  

1. eine Kopie seiner  in  Artikel  3  Nummer  2  erwähnten vorher erhaltenen Arbeitserlaub-
nisse  B  oder kombinierten Erlaubnisse;  

2. eine Kopie  der  Lohnzettel oder  der  Lohnabrechnungen für  den  jüngsten vollständi-
gen Zeitraum  der  Arbeitserlaubnis;  

3,  eine Kopie  des  laufenden Arbeitsvertrags oder  in  dessen Ermangelung jedes andere 
Dokument, welches auf ausreichende Unterhaltsmittel  des  Drittstaatsangehörigen schlie-
ßen lässt und  dies in  Übereinstimmung mit Artikel  61/25-6 §1  Absatz  2  Nummer  2 des  
Gesetzes vom  15.  Dezember  1980. 

Art. 18.26  -  §1  - Im Falle einer Beschäftigung im Sinne  von  Artikel  2  Absatz  1.  Nummer  
35  reicht  der  Drittstaatsangehörige,  der  das Statut eines langfristig auf enthaltsberechtig-
ten Drittstaatsangehörigen  in  einem anderen Mitgliedstaat  der  Europäischen Union erhal-
ten hat, einen Antrag auf Arbeitserlaubnis  in  Form einer Freistellung im Sinne desselben 
Artikels und  in  Übereinstimmung mit  den  Bestimmungen  des  vorliegenden Erlasses beim 
Fachbereich ein.  

Der  Antrag wird eingereicht mittels eines Formulars, das  der  Fachbereich zur Verfü-
gung stellt. Dieses Antragsformular vermerkt  die in  Artikel  18.25 §1  Absatz  2  erwähnten 
Informationen.  

Der  Drittstaatsangehörige füllt  den  Antrag aus und unterschreibt das datierte Formu-
lar.  

§2  -  Den in  Artikel  18.2  erwähnten Dokumenten und dem  in §1  erwähnten Formular 
fügt  der  Arbeitnehmer folgende Dokumente bei:  

1. eine Kopie seiner  in  Artikel  3  Nummer  2  erwähnten vorher erhaltenen Arbeitserlaub-
nis  B  oder kombinierten Erlaubnis;  

2. eine Kopie  der  Lohnzettel oder  der  Lohnabrechnungen für  den  jüngsten vollständi-
gen Zeitraum  der  Arbeitserlaubnis;  

3. eine Kopie  des  laufenden Arbeitsvertrags oder  in  dessen Ermangelung jedes andere 
Dokument, welches auf ausreichende Unterhaltsmittel  des  Drittstaatsangehörigen schlie-
ßen lässt und  dies in  Übereinstimmung mit Artikel  61/25-6 §1  Absatz  2  Nummer  2 des  
Gesetzes vom  15.  Dezember  1980. 

Art. 18.27  -  Die  Prüfung  des  Antrags erfolgt durch  den  Fachbereich unter Einhaltung  
der  Bestimmungen  des  Zusammenarbeitsabkommens. 



Art. 18.28  - Ein Antrag,  der  nicht  die in  Artikel  18 bis 18.3  sowie  die  gegebenenfalls  in  
Artikel  18.4 bis 18.26  vorgesehenen Dokumente und Angaben enthält, gilt als unvollstän-
dig. 

Auf Grundlage  der  Überprüfung  des  Fachbereichs entscheidet  der  Gemeinschaftsmi-
nister über  die  Vollständigkeit und Zulässigkeit  des  Antrags.  

Art. 18.29  -  Der  Fachbereich überprüft  den  eigentlichen Antrag auf Arbeitserlaubnis 
anhand  der  relevanten Unterlagen  des  für vollständig befundenen Aktenstücks sowie  der  
Informationen und Dokumente,  die  angesichts ihrer Nützlichkeit für das Einreichen  des  
Antrags angefordert wurden. 

Auf Grundlage  der  Überprüfung  des  Fachbereichs entscheidet  der  Gemeinschaftsmi-
nister über  den  eigentlichen Antrag. 

Lehnt  der  Gemeinschaftsminister  den  Antrag auf Arbeitserlaubnis  ab,  übermittelt  der  
Fachbereich dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer,  der die  Bedingungen  von  Artikel  9 
des  Gesetzes erfüllt, diese Ablehnung  per  Einschreiben.  

In  Übereinstimmung mit Artikel  9 des  Gesetzes vermerkt  die  Entscheidung:  
1. die  Möglichkeit, Beschwerde einzulegen;  
2. die  zuständigen Instanzen,  die  davon Kenntnis nehmen;  
3. die  zu respektierenden Fristen und Formvorschriften.  

Art. 18.30  -  §1  -  Der  Antragsteller, dessen Antrag abgelehnt wurde, kann Beschwerde 
beim Gemeinschaftsminister innerhalb einer Frist  von 30  Tagen  ab der  Notifizierung ein-
reichen. 

Lehnt  der  Gemeinschaftsminister  den  Antrag erneut  ab  übermittelt  der  Fachbereich 
dem Antragsteller  die  Entscheidung  per  Einschreiben.  

§2  - Solange  die  Beschwerde beim Gemeinschaftsminister anhängig ist, wird jeder An-
trag für unzulässig erklärt,  der  nach Einleitung  der  Beschwerde vorgebracht wird, auf-
grund:  

1. von  Artikel  18,  vorausgesetzt,  es  handelt sich um  die  Beschäftigung desselben Ar-
beitnehmers und vorausgesetzt,  die  bei  der  Regierung anhängige Beschwerde betrifft ei-
nen aufgrund  von  Artikel  18  eingereichten Antrag;  

2. von  Artikel  18.25  durch denselben Arbeitnehmer, vorausgesetzt,  die  bei  der  Regie-
rung anhängige Beschwerde betrifft einen aufgrund  von  Artikel  18.25  eingereichten An-
trag;  

3. von  Artikel  18.26  durch denselben Arbeitnehmer, vorausgesetzt,  die  bei  der  Regie-
rung anhängige Beschwerde betrifft einen aufgrund  von  Artikel  18.26  eingereichten An-
trag.  

Art. 18.31  - Unbeschadet Artikel  21 des  Zusammenarbeitsabkommens werden im Fall 
eines Antrags auf Erneuerung  der  Arbeitserlaubnis  die in  Artikel  18.4 bis 18.24  erwähnten 
Dokumente nicht beigefügt, sofern sie seit  der  Übermittlung an  den  Fachbereich unverän-
dert geblieben sind."  

Art. 13  -  In  Artikel  37/1  Absatz  1  desselben Königlichen Erlasses, eingefügt durch  den  
Erlass  der  Wallonischen Regierung vom  6.  November  2014,  wird  die  Wortfolge  „article  
15/1,  alinéa  1er,  point b)"  durch  die  Wortfolge „Artikel  15/1 §2  Absatz  1  Nummer  2"  er-
setzt. 
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Art. 14  -  In  Artikel  37/2  desselben Königlichen Erlasses, eingefügt durch  den  Erlass  der  
Wallonischen Regierung vom  6.  November  2014,  wird  die  Wortfolge  „article  15/1"  durch  
die  Wortfolge „Artikel  15/1 §2  Absatz  1  Nummer  2"  ersetzt.  

Art. 15  -  In  Artikel  38 §1  desselben Königlichen Erlasses werden  die  Wortfolgen  „le  Mi-
nistre"  und  „de  Minister" jeweils durch  die  Wortfolge  „der  Gemeinschaftsminister" ersetzt.  

Art. 16  -  Der  Königliche Erlass vom  3.  August  2012  über  die  Modalitäten zum Einrei-
chen  von  Anträgen und  von  Ausstellungen  von  provisorischen Arbeitserlaubnissen im 
Rahmen eines Antrags eines ausländischen Arbeitnehmers auf Erhalt einer „Europäischen 
blauen Karte" ist aufgehoben.  

Art. 17  -  Die  Arbeitserlaubnisse  A, die in  Anwendung  der  vor Inkrafttreten  des  vorlie-
genden Erlasses geltenden Bestimmungen erteilt wurden, bleiben gültig.  

Art. 18  -  Die  Anträge auf Erhalt einer Arbeitserlaubnis  A, die  vor Inkrafttreten  des  vor-
liegenden Erlasses eingereicht wurden, bleiben  den  Bestimmungen unterworfen,  die  vor 
diesem Datum galten.  

Art. 19  -  Die  Beschäftigungserlaubnisse und  die  Arbeitserlaubnisse  B, die in  Anwen-
dung  der  vor Inkrafttreten  des  vorliegenden Erlasses geltenden Bestimmungen erteilt 
wurden, bleiben gültig.  

Art. 20  -  Die  Anträge auf Erhalt einer Beschäftigungserlaubnis und einer Arbeitser-
laubnis  B, die  vor Inkrafttreten  des  vorliegenden Erlasses eingereicht wurden, bleiben  den  
Bestimmungen unterworfen,  die  vor diesem Datum galten.  

Die  auf diese Weise erhaltene Beschäftigungserlaubnis und Arbeitserlaubnis  B  bleiben  
bis  zum Zeitpunkt ihres Ablaufs gültig.  

Art. 21  -  Die in  Artikel  19  und  20  erwähnten Arbeits- und Beschäftigungserlaubnisse 
können nur unter Einhaltung  des in  Artikel  21 des  Zusammenarbeitsabkommens vom  2.  
Februar  2018  zwischen dem Föderalstaat,  der  Wallonischen Region,  der  Flämischen Regi-
on,  der  Region Brüssel-Hauptstadt und  der  Deutschsprachigen Gemeinschaft  in  Bezug auf  
die  Koordinierung  der  Politik  in  Sachen Arbeitserlaubnis mit  der  Politik  in  Sachen Aufent-
haltsgenehmigung und  in  Sachen Normen für  die  Beschäftigung und  den  Aufenthalt aus-
ländischer Arbeitnehmer und  des in  Artikel  18.3  Absatz  2 des  Königlichen Erlasses vom  9.  
Juni  1999  zur Ausführung  des  Gesetzes vom  30.  April  1999  über  die  Beschäftigung aus-
ländischer Arbeitnehmer festgelegten Verfahrens auf Erneuerung  der  Arbeitserlaubnis 
erteilt werden.  

Art. 22  - Vorliegender Erlass tritt  am  Datum  des  Inkrafttretens  des  vorerwähnten Zu-
sammenarbeitsabkommens vom  2.  Februar  2018 in  Kraft.  

Art. 23  -  Der  für Beschäftigung zuständige Minister ist mit  der  Durchführung  des  vor-
liegenden Erlasses beauftragt.  

Eupen, den ...  

Für  die  Regierung  der  Deutschsprachigen Gemeinschaft,  

Der  Ministerpräsident 
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O. PAASCH 

Die  Vize-Ministerpräsidentin, Ministerin für Kultur, Beschäftigung und Tourismus  
I.  WEYKMANS 



Gouvernement de la Communauté germanophone 

Avant-projet d'arrêté du Gouvernement modifiant l'arrêté royal du 9 juin 1999 
portant exécution de la loi du 30 avril 1999 relative ä l'occupation des travailleurs 

étrangers 

Le Gouvernement de la Communauté germanophone, 

Vu la loi spéciale du 8 août 1980 de réformes institutionnelles, l'article 6, § 1, IX, 30 , 
modifié par les lois spéciales des 16 juillet 1993 et 6 janvier 2014, et 4°, modifié par la loi 
spéciale du 6 janvier 2014; 

Vu l'Accord de coopération du 2 février 2018 entre l'État fédéral, la Région wallonne, la 
Région flamande, la Région de Bruxelles-Capitale et la Communauté germanophone 
portant sur la coordination des politiques d'octroi d'autorisations de travail et d'octroi du 
permis de séjour, ainsi que les normes relatives ä l'emploi et au séjour des travailleurs 
étrangers, l'article 18, § 2, l'article 24, § ler, et l'article 44, alinéa 3; 

Vu la loi du 30 avril 1999 relative ä l'occupation des travailleurs étrangers, l'article 8, 
§§  ier  et 2, modifiés en dernier lieu par le décret du 25 avril 2016, et l'article 10, alinéa 4, 
modifié par le décret du 25 avril 2016; 

Vu l'arrêté royal du 9 juin 1999 portant exécution de la loi du 30 avril 1999 relative ä 
l'occupation des travailleurs étrangers; 

Vu l'arrêté royal du 3 août 2012 relatif aux modalités d'introduction des demandes et 
de délivrances des autorisations d'occupation provisoires octroyées dans le cadre de la 
demande d'obtention par le travailleur étranger d'une « carte bleue européenne »; 

Vu l'avis de l'Inspecteur des Finances, donné le ...; 

Vu l'accord du Ministre-Président, compétent en matière de Budget, donné le; 

Vu l'avis du Conseil d'État n° ..., donné le ..., en application de l'article 84, §  ier,  alinéa  ier,  

2°, des lois sur le Conseil d'État, coordonnées le 12 janvier 1973; 

Sur la proposition du Ministre compétent en matière d'Emploi; 

Après délibération, 

Arrête : 

Article  ier  — Dans l'article ler  de l'arrêté royal du 9 juin 1999 portant exécution de la loi 
du 30 avril 1999 relative ä l'occupation des travailleurs étrangers, modifié en dernier lieu 
par l'arrêté royal du 17 juillet 2012, les modifications suivantes sont apportées : 

10 le 4° est remplacé par ce qui suit : 
« 4° ministre communautaire: le ministre du Gouvernement de la Communauté 
germanophone compétent pour l'Emploi; »; 

2° dans le 18°, les mots «à l'article ler, 3° » sont remplacés par les mots «à l'article 1', 
15° »; 
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30 dans le 19°, les mots «de l'autorité fédérale» sont insérés entre les mots 
« l'administration » et les mots « en charge de »; 

40 l'article est complété par les 20° ä 22° rédigés comme suit : 
« 200 département : le département du Ministère de la Communauté germanophone 

compétent en matière d'emploi; 
21° permis unique : le titre de séjour comportant une mention au sujet de l'accès au 

marché de l'emploi, qui autorise un ressortissant d'un pays tiers ä résider légalement sur le 
territoire belge pour y travailler; 

22° accord de coopération : l'Accord de coopération du 2 février 2018 entre l'État 
fédéral, la Région wallonne, la Région flamande, la Région de Bruxelles-Capitale et la 
Communauté germanophone portant sur la coordination des politiques d'octroi 
d'autorisations de travail et d'octroi du permis de séjour, ainsi que les normes relatives ä 
l'emploi et au séjour des travailleurs étrangers. » 

Art. 2 - Ä l'article 2 du même arrêté royal, modifié en dernier lieu par l'arrêté du 
Gouvernement wallon du 2 juillet 2015, les modifications suivantes sont apportées : 

1° dans l'alinéa ler, le 34° est abrogé; 
2° dans l'alinéa 3, les mots « Le Ministre» sont remplacés par les mots «Le ministre 

communautaire »; 
3° dans l'alinéa 7, les mots « le Ministre» sont remplacés par les mots «le ministre 

communautaire ». 

Art. 3 - Dans l'article 5 du même arrêté royal, modifié par les arrêtés royaux des 
23 décembre 2008 et 17 juillet 2012, les mots «à l'article 2, alinéa ler, 34°, et» sont 
abrogés. 

Art. 4 - À l'article 9 du même arrêté royal, modifié en dernier lieu par l'arrêté du 
Gouvernement wallon du 2 juillet 2015, les modifications suivantes sont apportées : 

1° l'alinéa ler, 4°, est rétabli dans la rédaction suivante : 
« 4° le personnel mentionné ä la section ibis, diplômé de l'enseignement supérieur; »; 
2° l'alinéa 5 est abrogé. 

Art. 5 - L'article 14 du même arrêté royal est complété par un alinéa rédigé comme 
suit : 

«Pour l'application du chapitre IV de l'accord de coopération, le certificat médical visé ä 
l'article 61/25-2, § ler, alinéa 2, 6°, de la loi du 15 décembre 1980 est assimilé au certificat 
médical visé au présent article ». 

Art. 6 - L'article 15, 2°, du même arrêté royal, est remplacé par ce qui suit : 
« 2° des personnes mentionnées ä l'article 9, alinéa ler, 4°, 90, 10° et 20°. » 

Art. 7 - Dans le chapitre IV du même arrêté royal, l'intitulé de la section ibis, insérée 
par l'arrêté royal du 17 octobre 2012, est remplacé par ce qui suit : 

« Section ibis - L'autorisation de travail dans le cadre de la carte bleue européenne ». 

Art. 8 - L'article 15/1 du même arrêté royal, inséré par l'arrêté royal du 17 juillet 2012 
et modifié par l'arrêté royal du 26 décembre 2013 et l'arrêté du Gouvernement wallon du 
6 novembre 2014, est remplacé par ce qui suit : 

«Art. 15/1 - § ler  — Cette section transpose partiellement la directive 2009/50/CE du 
Conseil du 25 mai 2009 établissant les conditions d'entrée et de séjour des ressortissants 
de pays tiers aux fins d'un emploi hautement qualifié. 

§ 2 - L'autorisation de travail dans le cadre de la carte bleue européenne est octroyée 
aux conditions suivantes : 
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10 l'employeur a conclu, avec le travailleur étranger, un contrat de travail pour une 
durée indéterminée ou pour au moins un an; 

2° le travailleur étranger perçoit un salaire brut annuel d'au moins 49 995 euros, calculé 
et indexé conformément ä l'article 37/1; 

30 le travailleur dispose d'une qualification professionnelle supérieure et est porteur 
d'un diplôme qui lui a été délivré par un établissement de formation qui est reconnu 
comme établissement d'enseignement supérieur dans l'État où il est établi. Est considéré 
comme diplôme tout diplôme, certificat ou autre titre de formation délivré par une 
autorité compétente et obtenu après avoir terminé avec fruit des études supérieures, ä 
savoir une série de cours dans une école supérieure de l'État ou reconnue par lui dans 
l'État concerné, ä condition que les études nécessaires ä son obtention aient duré trois 
années au moins. 

§ 3 - Par dérogation au § 2, l'autorité compétente peut rejeter une demande dans les 
cas suivants : 

1° afin d'assurer un recrutement éthique dans des secteurs souffrant d'une pénurie de 
travailleurs qualifiés dans le pays d'origine; 

2° si l'employeur, son préposé ou son mandataire a été sanctionné par le passé parce 
qu'il a enfreint les dispositions instaurant une déclaration immédiate de l'emploi ou a 
occupé des travailleurs qui ne disposaient pas de titre de séjour ou d'un permis de 
travail. » 

Art. 9 - L'article 15/2 du même arrêté royal, inséré par l'arrêté royal du 17 juillet 2012, 
est remplacé par ce qui suit : 

«Art. 15/2 - Le Gouvernement peut fixer les cas dans lesquels l'examen de la situation 
du marché du travail est nécessaire. » 

Art. 10 - L'article 15/3 du même arrêté royal, inséré par l'arrêté royal du 
17 juillet 2012, est abrogé. 

Art. 11 - Ä l'article 15/4 du même arrêté royal, inséré par l'arrêté royal du 
17 juillet 2012, les modifications suivantes sont apportées : 

1° dans la phrase introductive, les mots «par une autorisation provisoire d'occupation 
ou» sont abrogés; 

2° le 2° est remplacé par ce qui suit : 
«2° tout changement d'employeur ainsi que toutes modifications significatives des 

conditions d'emploi visées ä l'article 15/1, § 2, ayant des conséquences sur la validité de la 
carte bleue européenne, nécessitent une nouvelle demande d'autorisation de travail qui 
s'inscrit dans la procédure d'obtention de la carte bleue européenne »; 

3° dans le 3°, les mots «est subordonné ä l'octroi par l'autorité compétente d'une 
nouvelle autorisation provisoire d'occupation ä l'employeur » sont remplacés par les mots 
« nécessite une nouvelle demande d'autorisation de travail qui s'inscrit dans la procédure 
d'obtention de la carte bleue européenne ». 

Art. 12 - Dans le chapitre IV du même arrêté royal, la section 3, modifiée en dernier 
lieu par l'arrêté royal du 29 octobre 2015, et comportant les articles 17 et 18, est 
remplacée par la section 3 suivante, comportant les articles 17 ä 18.31: 

«Section 3 - Procédure d'obtention d'une autorisation de travail, qui s'inscrit dans la 
procédure d'obtention du permis unique, d'une carte bleue européenne ou d'un autre titre 
de séjour en vue de travailler et qui autorise un ressortissant d'un pays tiers ä travailler 
pour une période de plus de nonante jours. 

Art. 17 - Cette section transpose partiellement la directive 2011/98/UE du Parlement 
européen et du Conseil du 13 décembre 2011 établissant une procédure de demande 
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unique en vue de la délivrance d'un permis unique autorisant les ressortissants de pays 
tiers ä résider et ä travailler sur le territoire d'un État membre et établissant un socle 
commun de droits pour les travailleurs issus de pays tiers qui résident légalement dans un 
État membre. 

Art. 17.1 - Les dispositions du chapitre IV de l'accord de coopération s'appliquent sans 
préjudice des dispositions : 

1° des chapitres II et III, du chapitre IV, sections  re,  ibis et 2, du chapitre V, du 
chapitre VII, sections 1re et 3, sauf l'article 31, alinéa 2, et des chapitres VIII ä XI; 

2° de l'arrêté royal du 7 octobre 2009 portant des dispositions particulières relatives ä 
l'occupation de certaines catégories de travailleurs étrangers. 

Les dispositions du chapitre IV de l'accord de coopération ne s'appliquent pas aux 
demandes mentionnées ä l'article 2, alinéa 1er, 14°. 

Art. 18 - Afin de pouvoir occuper en tant que travailleur un ressortissant d'un pays 
tiers, l'employeur introduit une demande d'autorisation de travail auprès du département, 
et ce, conformément aux dispositions de l'accord de coopération et ä celles de la présente 
section. En l'espèce, l'employeur agit comme représentant du travailleur. La signature par 
le travailleur du contrat de travail vaut désignation, par ce travailleur, de l'employeur en 
tant que représentant. 

La demande est introduite au moyen d'un formulaire mis ä disposition par le 
département. Ce formulaire de demande mentionne : 

1° les informations personnelles, l'adresse de courrier électronique ou le numéro de fax 
de l'employeur ou de son mandataire, et, si le travailleur réside ä l'étranger au moment de 
l'introduction de la demande, le poste diplomatique ou consulaire compétent pour son 
adresse de résidence ä l'étranger; 

2° les informations personnelles du travailleur; 
3° les informations et les détails relatifs ä l'occupation du travailleur en région de 

langue allemande. 

La demande est remplie, datée et signée par l'employeur. 

Art. 18.1 - La demande faite par le biais de l'employeur est en tous cas introduite par 
une personne physique disposant de la capacité juridique pour ce faire, notamment 
l'employeur lui-même, ou bien la personne physique résidant régulièrement en Belgique et 
agissant au nom et pour compte dudit employeur. 

Lorsque l'employeur est établi en dehors de la Belgique, seule cette personne physique 
est habilitée ä agir. 

Art. 18.2 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, l'employeur ou, le cas échéant, le 
travailleur, joint les documents visés ä l'article 61/25-2, § 1, alinéa 2, de la loi du 
15 décembre 1980. 

Art, 18.3 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés ä 
l'article 18.2, l'employeur joint les documents suivants : 

1° une copie de sa carte d'identité ou de celle de son mandataire; 
2° une copie de toutes les pages du passeport du travailleur en cours de validité et, si 

l'intéressé séjourne en Belgique, une copie du document couvrant son séjour; 
3° en cas de détachement, une copie du document établi par l'autorité étrangère dont il 

ressort que la législation de la sécurité sociale de ce pays reste applicable pendant la durée 
de l'occupation sur le territoire belge ou, s'il n'y a pas d'accord international en la matière, 
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une attestation établie par l'Office national de Sécurité Sociale confirmant que les 
conditions pour être soumis au système belge des travailleurs ne sont pas remplies. 

En cas de renouvellement, les documents suivants sont ajoutés : 
1° une copie des fiches ou décomptes de paie pour toute la période de l'autorisation de 

travail qui arrive ä échéance ou une copie du compte salarial individuel après une année 
calendrier complète de travail par l'intéressé; 

2° lorsque la demande concerne un détachement dans le cadre du champ d'application 
du titre IV, chapitre 8, de la loi-programme (I) du 27 décembre 2006, la preuve 
d'inscription au cadastre Limosa. 

Art. 18.4 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2 et 18.3, l'employeur joint les documents suivants s'il s'agit d'un stagiaire visé ä 
l'article 9, alinéa ler, 5° : 

1° la copie du contrat de stage visé ä l'article 22, 3°, rempli, daté et signé par les deux 
parties; 

2° si le stage est rémunéré ä l'aide d'une bourse, la preuve de l'octroi de celle-ci ä 
l'intéressé; 

30 le programme de formation visé ä l'article 22, 40; 
4° une copie du diplôme ou certificat d'études en continuation duquel le stage s'inscrit, 

accompagnée d'une traduction allemande, le cas échéant; 
50 l'engagement, signé par le stagiaire, de n'occuper en Belgique, pendant la période de 

stage, aucun emploi autre que celui pour lequel l'autorisation a été accordée. 

Art. 18.5 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2. et 18.3, l'employeur joint les documents suivants s'il s'agit de personnel 
hautement qualifié, visé ä l'article 9, alinéa ler, 6° et 7°, ou de personnes qui occupent un 
poste de direction : 

10 une copie du contrat de travail conforme aux dispositions des titres I et III de la loi 
du 3 juillet 1978 relative aux contrats de travail, daté et signé par les deux parties ou, en 
cas de détachement, une copie du contrat de travail liant le travailleur ä son employeur 
établi ä l'étranger, accompagnée d'une traduction, le cas échéant; 

2° en cas de détachement, une attestation signée par l'employeur précisant la durée du 
détachement ainsi que les conditions de travail et de rémunération durant le 
détachement; 

3° pour le personnel hautement qualifié, une copie du diplôme de l'enseignement 
supérieur obtenu par l'intéressé ou tout autre document attestant de ladite qualification 
du travailleur, accompagnée d'une traduction allemande, le cas échéant. 

Art. 18.6 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2 et 18.3, l'employeur joint les documents suivants s'il s'agit de chercheurs ou 
de professeurs invités visés ä l'article 9, alinéa ler, 8°: 

1° pour les chercheurs, le programme de recherche ä temps plein avec mention des 
dates de début et de fin ainsi que de la rémunération ou du subside qui doivent être au 
moins égaux au barème d'assistant des universités, d'établissements d'enseignement 
supérieur ou d'établissements scientifiques reconnus; 

2° si la demande concerne un chercheur subsidié, la preuve d'octroi du subside; 
3° la preuve de la sélection et de l'invitation par l'université, l'établissement 

d'enseignement supérieur ou l'établissement scientifique reconnu; 
4° une copie du diplôme universitaire de l'intéressé dont il ressort qu'il est porteur du 

titre de docteur, acquis grâce ä la remise d'une thèse de doctorat, ou d'un titre 
académique jugé équivalent, accompagnée d'une traduction, le cas échéant; 

5° pour un professeur invité, ä moins qu'il ne soit prouvé que, durant son séjour, son 
institution d'envoi continue ä le rémunérer, la preuve qu'une rémunération conforme au 
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barème du personnel enseignant de l'université ou de l'établissement d'enseignement 
supérieur lui est allouée. 

Art. 18.7 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2. et 18.3, l'employeur joint les documents suivants s'il s'agit de techniciens 
spécialisés visés ä l'article 9, alinéa ler, 9° : 

1° une copie du contrat de fourniture prouvant que l'installation que le technicien 
spécialisé vient monter, mettre en marche ou réparer en Belgique a été fabriquée ou livrée 
par son employeur établi ä l'étranger; 

2° une copie du contrat de travail liant le technicien ä son employeur établi ä l'étranger, 
accompagnée d'une copie de l'ordre ou de la lettre de mission, signé par l'employeur, et 
spécifiant la durée du détachement ainsi que les conditions de travail et de rémunération 
pour la durée du détachement, accompagnée d'une traduction, le cas échéant. 

Art. 18.8 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2 et 18.3, l'employeur joint les documents suivants s'il s'agit de travailleurs visés 
ä l'article 9, alinéa ler, 10°, détachés pour une formation de maximum six mois liée ä un 
contrat de vente conclu avec une entreprise belge : 

1° une copie du contrat de travail liant le travailleur et l'employeur établi ä l'étranger, 
accompagnée d'une traduction, le cas échéant; 

2° une copie du contrat de formation qui a été annexée au contrat de vente 
mentionnant la durée de la formation ainsi que les conditions de travail et de 
rémunération durant la formation; 

3° une copie du contrat de vente conclu entre l'entreprise belge et l'employeur établi ä 
l'étranger. 

Art. 18.9 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2 et 18.3, l'employeur joint les documents suivants s'il s'agit de sportifs 
professionnels ou d'entraîneurs visés ä l'article 9, alinéa 1e,  11° : 

1° une copie du contrat de travail de sportif rémunéré conforme aux dispositions des 
articles 2 ä 9 de la loi du 24 février 1978 relative au contrat de travail du sportif 
rémunéré, daté et signé par les deux parties; 

2° une déclaration sur l'honneur par laquelle l'employeur s'engage ä respecter le 
montant de rémunération visé ä l'article 9, alinéa ler, 11°. 

Art. 18.10 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2 et 18.3, l'employeur joint les documents suivants s'il s'agit de travailleurs visés 
ä l'article 9, alinéa le,  12° et 13°, exerçant une fonction ä responsabilité dans une 
compagnie aérienne étrangère ayant un siège d'exploitation en Belgique ou dans un office 
de tourisme de leur pays : 

1° une copie du contrat de travail conforme aux dispositions des titres I et III de la loi 
du 3 juillet 1978 relative aux contrats de travail, daté et signé par les deux parties ou, en 
cas de détachement, une copie du contrat de travail liant le travailleur ä son employeur 
établi ä l'étranger, accompagnée d'une traduction, le cas échéant; 

2° en cas de détachement, une attestation signée par l'employeur précisant la durée de 
celui-ci ainsi que les conditions de travail et de rémunération durant le détachement; 

Art. 18.11 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2 et 18.3, l'employeur joint les documents suivants s'il s'agit d'artistes de 
spectacle visés ä l'article 9, alinéa 1er, 15° : 

1° une copie du contrat de travail pour artiste de spectacle rempli, daté et signé par les 
deux parties, et contenant les mentions et dispositions prévues ä l'annexe II du présent 
arrêté.; 
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2° une lettre explicative de l'employeur sur la nature des activités artistiques dans le 
cadre de l'autorisation de travail. 

Art. 18.12 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2 et 18.3, l'employeur joint les documents suivants s'il s'agit de travailleurs visés 
ä l'article 9, alinéa ler, 18° et 19°, détachés pour suivre une formation dans un siège belge 
du groupe multinational auquel leur entreprise appartient : 

1° une copie du contrat de travail liant le travailleur et l'employeur établi ä l'étranger, 
accompagnée d'une traduction, le cas échéant; 

20 la preuve que le siège belge où la formation a lieu fait partie du groupe multinational 
auquel l'entreprise du travailleur appartient; 

3° une copie du contrat de formation, mentionnant la durée de la formation ainsi que 
les conditions de travail et de rémunération durant la formation en Belgique. 

Art. 18.13 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2 et 18.3, l'employeur joint les documents suivants s'il s'agit de travailleurs visés 
ä l'article 9, alinéa  ier,  20°, ayant le statut de résident de longue durée dans un autre État 
membre de l'Union européenne, et dont l'autorisation de travail concerne une profession 
reconnue, par l'autorité compétente, comme connaissant une pénurie de main-d'oeuvre: 

1° une copie de la carte de séjour de résident de longue durée, obtenue par l'intéressé 
dans un autre État membre de l'Union européenne, reprenant expressément la mention 
adéquate «Résident de longue durée-CE >> au sens de la directive 2003/109/CE du Conseil 
du 25 novembre 2003 relative au statut des ressortissants de pays tiers résidents de 
longue durée; 

2° une copie du contrat de travail conforme aux dispositions des titres I ä III de la loi du 
3 juillet 1978 relative aux contrats de travail, daté et signé par les deux parties. 

Art. 18.14 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2 et 18.3, l'employeur joint les documents suivants s'il s'agit de travailleurs visés 
ä l'article 9, alinéa  ier,  4° : 

1° une copie du contrat de travail conforme aux dispositions des titres I ä III de la loi du 
3 juillet 1978 relative aux contrats de travail, daté et signé par les deux parties; 

2° une copie du diplôme du travailleur attestant la réussite d'au moins trois années 
d'études supérieures postsecondaires dispensées par un établissement d'enseignement 
supérieur reconnu comme tel par l'État qui l'a délivré. Le diplôme est traduit vers 
l'allemand par un traducteur juré, et la copie est légalisée par le poste diplomatique ou 
consulaire compétent. 

Art. 18.15 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2 et 18.3, l'employeur joint la preuve qu'il s'agit d'un culte reconnu et que 
l'intéressé est ministre de ce culte, s'il s'agit de travailleurs visés ä l'article 2, alinéa  ier,  6°. 
La preuve est apportée au moyen d'une copie de l'acte de désignation par le SPF Justice 
ou d'une copie de la désignation par le responsable belge du culte reconnu. La durée de la 
mission et les moyens de subsistance sont mentionnés. 

Art. 18.16 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2 et 18.3, l'employeur joint les documents suivants s'il s'agit du personnel visé ä 
l'article 2, alinéa  ier,  7°, qui assure l'entretien des sépultures de militaires étrangers : 

1° tout document démontrant que le travailleur est occupé par une instance officielle 
chargée de l'entretien de sépultures étrangères, en vue d'assurer l'entretien des 
sépultures de militaires étrangers; 

2° une copie du contrat de travail conforme aux dispositions des titres I ä III de la loi du 
3 juillet 1978 relative aux contrats de travail, daté et signé par les deux parties. 
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Art. 18.17 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2 et 18.3, l'employeur joint les documents suivants s'il s'agit de marins visés ä 
l'article 2, alinéa 1er, 8°: 

1° la preuve de l'inscription sur la liste du Pool; 
2° une copie du contrat d'engagement maritime ä bord d'un navire conforme aux 

dispositions des articles 29 ä 39 de la loi du 3 juin 2007 portant des dispositions diverses 
relatives au travail, daté et signé par le marin et l'employeur, l'armateur, son préposé ou le 
capitaine. 

Art. 18.18 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2 et 18.3, l'employeur joint une copie de la carte de presse du journaliste 
délivrée par l'autorité compétente s'il s'agit de journalistes visés ä l'article 2, alinéa ler, 15°, 
séjournant en Belgique et exclusivement attachés ä des journaux publiés ä l'étranger, ou ä 
des agences de presse, stations de radio ou télévision établies ä l'étranger. 

Art. 18.19 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2 et 18.3, l'employeur joint les documents suivants s'il s'agit de travailleurs visés 
ä l'article 2, alinéa ler, 20°  : 

1° une copie du contrat de travail conforme aux dispositions des titres I ä III de la loi du 
3 juillet 1978 relative aux contrats de travail, daté et signé par les deux parties; 

2° une copie de l'accord international en exécution duquel l'occupation a lieu; 
3° la preuve que l'accord international, en exécution duquel l'occupation a lieu, a été 

approuvé par une autorité régionale ou communautaire dans le cadre de leurs 
compétences respectives. 

Art. 18.20 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2. et 18.3, l'employeur joint les documents suivants s'il s'agit de stagiaires visés 
ä l'article 2, alinéa ler, 210: 

1° une copie du contrat de stage daté et signé par les deux parties mentionnant la 
durée du stage et la rémunération; 

2° s'il s'agit d'un stagiaire occupé dans le cadre d'un programme approuvé par une 
organisation internationale de droit public établie en Belgique, et dont le statut est régi 
par un traité en vigueur, la preuve de l'approbation de ce programme par l'organisation 
internationale; 

3° en cas de programme d'échanges basé sur la réciprocité, la preuve de celle-ci. 

Art. 18.21 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2 et 18.3, l'employeur joint les documents suivants s'il s'agit de postdoctorants 
étrangers visés ä l'article 2, alinéa 1er, 25° : 

10 la preuve que le postdoctorant est titulaire d'un titre de docteur ou qu'il possède des 
qualités scientifiques exceptionnelles dont l'existence est attestée par l'université 
d'accueil; 

2° la preuve que le postdoctorant bénéficie d'un subside ä savant avec mention du 
montant de celui-ci; 

3° la preuve que le postdoctorant mène ä bien une recherche scientifique 
fondamentale dans une université d'accueil, avec précision de la durée de la recherche. 

Art. 18.22 - Au formulaire visé ä l'article 18 et aux documents visés aux articles 18.2 et 
18.3, l'employeur joint, lorsqu'il s'agit de chercheurs visés ä l'article 2, alinéa ler, 26°, une 
copie de la convention d'accueil entre le chercheur et l'organisme de recherche agréé 
remplie, datée et signée par les deux parties. 
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Art. 18.23 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2 et 18.3, l'employeur joint les documents suivants s'il s'agit de cadres et de 
personnel de direction visés ä l'article 2, alinéa ler, 33°: 

1° une copie du contrat de travail conforme aux dispositions des titres I ä III de la loi du 
3 juillet 1978 relative aux contrats de travail, daté et signé par les deux parties, et 
mentionnant la rémunération annuelle; 

2° une attestation d'un réviseur d'entreprises, repris sur la liste de l'Institut belge des 
réviseurs d'entreprises, certifiant que l'employeur satisfait aux conditions légales pour 
être qualifié de siège central. 

Art. 18.24 - Au formulaire visé ä l'article 18, alinéa 2, et aux documents visés aux 
articles 18.2. et 18.3, l'employeur joint, lorsqu'il s'agit de travailleurs non visés ni par les 
articles 18.4 ä 18.23, ni par les articles 18.25 et 18.26, une copie du contrat de travail 
rempli, daté et signé par les deux parties, et contenant les mentions et dispositions 
reprises ä l'annexe Ire  jointe ä cet arrêté. 

Art. 18.25 - § ler  — En cas d'occupation visée ä l'article 16, le travailleur ressortissant 
d'un pays tiers introduit, auprès du département, une demande d'autorisation de travail 
pour une durée illimitée et couvrant toutes les professions salariées, et ce, conformément 
aux dispositions du présent arrêté. 

La demande est introduite au moyen d'un formulaire mis ä disposition par le 
département. Ce formulaire de demande mentionne : 

1° les informations personnelles du travailleur; 
2° les données relatives ä de précédentes périodes d'occupation en Belgique; 
30 le poste diplomatique ou consulaire compétent pour son adresse de résidence ä 

l'étranger si le travailleur réside ä l'étranger au moment de l'introduction de la demande. 

Il est dûment rempli, daté et signé par le ressortissant d'un pays tiers. 

§ 2 - Au formulaire visé au § 1er et aux documents visés ä l'article 18.2, le travailleur 
joint les documents suivants : 

1° une copie de son permis de travail B visé ä l'article 3, 2°, obtenu précédemment ou 
de son permis unique; 

2° une copie des fiches ou décomptes de paie pour la période complète la plus récente 
de l'autorisation de travail; 

3° la copie du contrat de travail en cours ou, ä défaut, de tout autre document 
prouvant que le ressortissant d'un pays tiers dispose de moyens de subsistance suffisants, 
et ce, conformément ä l'article 61/25-6, § ler, alinéa 2, 2°, de la loi du 15 décembre 1980. 

Art. 18.26 - §  ier  — En vue de son occupation visée ä l'article 2, alinéa ler, 35°, le 
ressortissant étranger ayant obtenu le statut de résident de longue durée dans un autre 
État membre de l'Union européenne introduit, auprès du département, une demande 
d'autorisation de travail sous la forme d'une dispense visée audit article, et ce, 
conformément aux dispositions du présent arrêté. 

La demande est introduite au moyen d'un formulaire mis ä disposition par le 
département. Ce formulaire de demande mentionne les informations visées 
l'article 18.25, § ler, alinéa 2. 

Il est rempli, daté et signé par le ressortissant étranger. 

§ 2 - Au formulaire visé au § 1er et aux documents visés ä l'article 18.2, le travailleur 
joint les documents suivants : 
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1° une copie de son permis de travail B visé ä l'article 3, 2°, obtenu précédemment ou 
de son permis unique; 

2° une copie des fiches ou décomptes de paie pour la période complète la plus récente 
de l'autorisation de travail; 

3° la copie du contrat de travail en cours ou, ä défaut, de tout autre document 
prouvant que le ressortissant d'un pays tiers dispose de moyens de subsistance suffisants, 
et ce, conformément ä l'article 61/25-6, §  ier,  alinéa 2, 2°, de la loi du 15 décembre 1980. 

Art. 18.27 - Le département examine la demande dans le respect des dispositions de 
l'accord de coopération. 

Art. 18.28 - Est considérée comme incomplète la demande qui ne contient pas les 
données et documents visés aux articles 18 ä 18.3, ni ceux éventuellement visés aux 
articles 18.4 ä 18.26. 

Sur la base de l'examen réalisé par le département, le ministre communautaire statue 
sur la complétude et l'admissibilité de la demande. 

Art. 18.29 - Le département examine la demande d'autorisation de travail proprement 
dite, après analyse des pièces pertinentes du dossier jugé complet, ainsi que des 
informations et documents qui ont été réclamés eu égard ä leur utilité pour le traitement 
de ladite demande. 

Sur la base de l'examen réalisé par le département, le ministre communautaire statue 
sur la demande proprement dite. 

Si le ministre communautaire rejette la demande d'autorisation au travail, le 
département notifie la décision de refus ä l'employeur ainsi qu'au travailleur répondant 
aux conditions visées ä l'article 9 de la loi, et ce, par lettre recommandée. 

Conformément ä l'article 9 de la loi, la décision mentionne : 
10 la possibilité d'introduire un recours; 
2° les instances compétentes qui en prennent connaissance; 
3° les exigences de formes et de délais ä respecter. 

Art. 18.30 - § ler  — Le demandeur dont la demande a été rejetée peut introduire un 
recours auprès du ministre communautaire, et ce, dans les trente jours ä dater de la 
notification. 

Si le ministre communautaire rejette ä nouveau la demande, le département transmet 
la décision au demandeur par recommandé. 

§ 2 - Tant que le recours est pendant auprès du ministre communautaire, est déclarée 
irrecevable toute demande introduite après l'introduction de ce recours en vertu de: 

1° l'article 18, pour autant qu'il s'agisse d'un emploi pour le même travailleur et que 
ledit recours pendant auprès du Gouvernement concerne une demande introduite en 
vertu de l'article 18; 

2° l'article 18.25, par le même travailleur, pour autant que ledit recours pendant auprès 
du Gouvernement concerne une demande introduite en vertu de l'article 18.25; 

3° l'article 18.26, par le même travailleur, pour autant que ledit recours pendant auprès 
du Gouvernement concerne une demande introduite en vertu de l'article 18.26. 

Art. 18.31 - Sans préjudice de l'article 21 de l'accord de coopération, les documents 
visés aux articles 18.4 ä 18.24 qui sont restés inchangés depuis leur transmission au 



département ne sont pas joints ä la demande de renouvellement de l'autorisation de 
travail. » 

Art. 13 - Dans l'article 37/1, alinéa ler, du même arrêté royal, inséré par l'arrêté du 
Gouvernement wallon du 6 novembre 2014, les mots «article 15/1, alinéa ler, point b) » 

sont remplacés par les mots «article 15/1, § 2, alinéa ler, 2° ». 

Art. 14 - Dans l'article 37/2 du même arrêté royal, inséré par l'arrêté du Gouvernement 
wallon du 6 novembre 2014, les mots « article 15/1» sont remplacés par les mots 
« article 15/1, § 2, alinéa 1", 2° ». 

Art. 15 - Dans l'article 38, § 1", du même arrêté royal, les mots «le Ministre » sont 
remplacés par les mots « le ministre communautaire ». 

Art. 16 - L'arrêté royal du 3 août 2012 relatif aux modalités d'introduction des 
demandes et de délivrances des autorisations d'occupation provisoires octroyées dans le 
cadre de la demande d'obtention par le travailleur étranger d'une « carte bleue 
européenne » est abrogé. 

Art. 17 - Les permis de travail A octroyés en application des dispositions en vigueur 
avant la date d'entrée en vigueur du présent arrêté restent valables. 

Art. 18 - Les demandes d'obtention du permis de travail A introduites avant la date 
d'entrée en vigueur du présent arrêté restent soumises aux dispositions en vigueur avant 
cette date. 

Art. 19 - Les autorisations d'occupation et les permis de travail B octroyés en 
application des dispositions en vigueur avant la date d'entrée en vigueur du présent 
arrête, restent valables. 

Art. 20 - Les demandes d'obtention de l'autorisation d'occupation et du permis de 
travail B introduites avant la date d'entrée en vigueur du présent arrêté, restent soumises 
aux dispositions en vigueur avant cette date. 

L'autorisation d'occupation et le permis de travail B ainsi obtenus restent valables 
jusqu'à leur terme. 

Art. 21 - Les permis de travail et autorisations d'occupation mentionnés aux articles 19 
et 20 ne peuvent être octroyés que dans le respect de la procédure de renouvellement de 
l'autorisation de travail fixée à l'article 21 de l'Accord de coopération du 2 février 2018 
entre l'État fédéral, la Région wallonne, la Région flamande, la Région de Bruxelles-Capitale 
et la Communauté germanophone portant sur la coordination des politiques d'octroi 
d'autorisations de travail et d'octroi du permis de séjour, ainsi que les normes relatives ä 
l'emploi et au séjour des travailleurs étrangers et à l'article 18.3, alinéa 2, de l'arrêté royal 
du 9 juin 1999 portant exécution de la loi du 30 avril 1999 relative ä l'occupation des 
travailleurs étrangers. 

Art. 22 - Le présent arrêté entre en vigueur ä la date d'entrée en vigueur de l'Accord 
de coopération du 2 février 2018 susmentionné. 

Art. 23 - Le Ministre compétent en matière d'Emploi est chargé de l'exécution du 
présent arrêté. 
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Eupen, le... 

Pour le Gouvernement de la Communauté germanophone, 

Le Ministre-Président 
O. PAASCH 

La Vice-Ministre-Présidente, Ministre de la Culture, de l'Emploi et du Tourisme 
I. WEYKMANS 
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